
gewiesen werden müssen, weil der örtliche Rat nicht 
der unmittelbar Geschädigte war.
ln einem anderen Verfahren wurde ein Bürger verur­
teilt, weil er die Deutsche Post mit gefälschten Schecks 
aus einem fremden Postscheckheft betrogen hatte. In­
haber des Gehaltskontos war ein Postangestellter. Der 
Schadenersatzantrag des Beschäftigungsamtes wurde 
vom Kreisgericht mit der Begründung abgewiesen, daß 
das Postscheckamt geschädigt sei. Die Bedenken des 
Kreisgerichts wegen der angeblich fehlenden Aktiv­
legitimation bestehen nicht, weil in der Verfügung 
Nr. 3/70 des Ministers für Post- und Fernmeldewesen 
— Bestimmungen über das Führen von Gehaltskon­
ten — vom 19. Januar 1970 (Verfügungen und Mittei­
lungen des Ministeriums für Post- und Fernmelde­
wesen 1970, Nr. 2, S. 7) festgelegt ist, daß die materiel­
len Nachteile für unrichtige Verfügungen über Ge­
haltskonten von Festangestellten direkt das Beschäfti­
gungsamt treffen./9/ Bei gründlicher Vorbereitung des 
Verfahrens hätte diese Frage bis zur Hauptverhand­
lung geklärt werden können.
In der Praxis hat sich noch nicht umfassend die Er­
kenntnis durchgesetzt, daß bei Zechbetrügereien nicht 
die betroffenen Bedienungskräfte und auch nicht die 
Leiter von Konsum- oder HO-Gaststätten unmittelbar 
geschädigt sind, sondern die Konsumgenossenschaft 
bzw. der HO-Kreisbetrieb oder bei privaten bzw. Kom­
missionsgaststätten der Inhaber./10/ Vertretungsbefugte 
Mitarbeiter dieser Institutionen bzw. die Inhaber der 
Gaststätten haben den Schadenersatzantrag zu stellen. 
Hat irrtümlich eine nichtbefugte Person den Antrag 
unterzeichnet, dann kann das dadurch geheilt werden, 
daß nachträglich eine Vollmacht zu den Akten genom­
men wird. Wird der Mangel erst vom Gericht be­
merkt, muß spätestens bei der Eröffnung des Verfah­
rens die Vollmacht beigezogen werden. Aus dieser Re­
gelung ergibt sich für die Bedienungskräfte kein Nach­
teil, weil sie dann, wenn sie in Einzelfällen für feh­
lende Beträge nach § 113 GBA materiell verantwortlich 
sind, Schadenersatzansprüche aus § 116 GBA herleiten 
können, wenn der Betrieb seine Pflicht zur Durchset­
zung seines Anspruchs gegen Zechbetrüger nicht ernst 
nimmt.
ln diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuwei­
sen, daß der Täter, der bei Ausübung seiner Arbeits­
pflichten als Arbeiter, Angestellter oder Mitglied einer 
sozialistischen Genossenschaft eine Straftat begangen 
hat (z. B. ein Vergehen nach § 193 oder § 196 StGB), 
dem Geschädigten gegenüber nicht haftet. Daß an sei­
ner Stelle der Betrieb einzustehen hat, muß sich auch 
der Geschädigte im Strafverfahren entgegenhalten las­
sen./! 1/ In diesen Fällen darf das Ermittlungsorgan 
keinen Antrag entgegennehmen, sondern muß auf die 
anderweitigen Möglichkeiten zur Durchsetzung des 
Anspruchs hinweisen. Wenn ein Antrag nicht zurück­
genommen wird, muß das Gericht ihn wegen der feh-

191 Die spezielle Problematik des Verhältnisses zwischen aus­
zahlender und kontenführender Bank, von der Kudernatsch 
in NJ 1971 S. 514 und in NJ 1972 S. 224 ausgeht, trifft nicht zu, 
wenn es sich um Zweigstellen einer Bank oder Sparkasse 
handelt. Sie gilt auch nicht für das Verhältnis zwischen dem 
auszahlenden Postamt und dem Postscheckamt, weil unab­
hängig von den Unterschieden bei der Vertretung im Rechts­
verkehr und bei den Auswirkungen der wirtschaftlichen Rech­
nungsführung die Deutsche Post eine juristische Person ist.
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuwedsen, daß im. 
Bezirk Leipzig bisher bei Scheckbetrügereien das konten­
führende Bankinstitut im Strafverfahren immer als unmittel­
bar Geschädigter behandelt wurde. Die FredzügigkeitsAO vom 
20. Juni 1964 (GBl. II S. 596) sollte alsbald geändert werden, 
weil sonst oft auf den Erziehungseffekt der zivilrechtlichen 
Sanktion verzichtet werden muß.
1101 Vgl. OG, Urteil vom 29. September 1970 — 2 Zz 14/70 — 
(NJ 1971 S. 55).
Uli Vgl. OG, Urteil vom 25. August 1970 - 2 Zz 16/70 - (NJ 1970 
S. 681) und Urteil vom 2. Juli 1969 - 2 Zz 7/69 - (NJ 1970 
S. 683).

lenden Passivlegitimation des Angeklagten als unbe­
gründet abweisen.

Wann ist ein Schadenersatzantrag als unbegründet 
und wann als unzulässig abzuweisen?

Bei der Abweisung von Schadenersatzanträgen wird 
nicht immer richtig tenoriert. Es ist zu unterscheiden, 
ob ein Schadenersatzantrag als unbegründet oder als 
unzulässig abzuweisen ist. Er ist ganz oder wegen der 
Mehrforderung als unbegründet abzuweisen, wenn die 
erschöpfende Beweisaufnahme ergeben hat, daß dem 
Antragsteller ein Schaden in der geltend gemachten 
Höhe nicht entstanden ist. Als unzulässig ist er vor 
allem dann abzuweisen, wenn wegen der Verhaltens­
weise, die dem geltend gemachten Schadenersatzantrag 
zugrunde liegt, Anklage nicht erhoben worden ist, wenn 
der Antragsteller nicht der unmittelbar Geschädigte ist, 
wenn der Antrag nicht von einem zur Vertretung Be­
rechtigten unterschrieben wurde, wenn der Antrag un­
ter den Gesichtspunkten des § 198 StPO verspätet ein­
ging, wenn bereits Rechtshängigkeit vorliegt, wenn der 
rechtzeitig gestellte Antrag dem Angeklagten nicht 
rechtzeitig zugestellt wurde/12/ oder wenn Freispruch 
des Angeklagten erfolgte. Wird wegen des zum Scha­
den führenden Verhaltens keine Anklage erhoben, so 
ist die Abweisung im Urteil nur dann erforderlich, 
wenn sowohl das Üntersuchungsorgan als auch der 
Staatsanwalt pflichtwidrig die abschließende Mittei­
lung an den Geschädigten unterlassen haben und diese 
auch vom Gericht bei Eröffnung des Verfahrens nicht 
nachgeholt worden ist. Wird ein unzulässiger Antrag 
fälschlich als unbegründet abgewiesen, dann steht die 
Rechtskraft der Entscheidung einer anderweitigen Gel­
tendmachung des Schadenersatzanspruchs gegen den 
Angeklagten entgegen. Die Abweisung des Antrags als 
unzulässig führt dagegen nicht zu dieser Konsequenz. 
Unabhängig von der Frage, wie die Abweisung richtig 
tenoriert und begründet wird, enthält jede Abweisung 
eine Kritik am Ermittlungsorgan, und zwar insoweit, 
daß es den Antragsteller nicht richtig belehrt hat. 
Durch eine Auswertung entsprechender Verfahren 
sollte unrichtigen Anträgen nach § 17 StPO entgegen­
gewirkt werden. Außerdem kann die Abweisung eines 
Antrags dadurch vermieden werden, daß dem Geschä­
digten rechtzeitig vor dem Ende der Hauptverhandlung 
die zu beachtenden Gesichtspunkte erläutert werden 
und er daraufhin seinen Antrag zurücknimmt.

Zur Beschwerde gegen die Entscheidung 
über den Schadenersatzantrag

Wird der Antrag als unzulässig oder in vollem Um­
fang als unbegründet abgewiesen, so hat der Geschä­
digte kein selbständiges Rechtsmittel gegen die ge­
richtliche Entscheidung, denn § 305 Abs. 2 in Verbin­
dung mit § 310 StPO eröffnet nur die Beschwerde „ge­
gen die Festsetzung der Höhe des Schadenersatzes“/13/. 
Es ist also in diesen Fällen falsch, in den Rechtsmittel­
belehrungen auf die Beschwerde zu orientieren. Dage­
gen ist es bei Abweisung eines Antrags im vollen 
Umfang stets notwendig, analog zu § 244 Abs. 2 StPO 
darzulegen, daß es dem Geschädigten unbenommen 
bleibt, seinen Anspruch aus anderen rechtlichen Ge­
sichtspunkten als dem des Schadenersatzes wegen der 
der Anklage zugrunde liegenden Straftat vor dem zu­
ständigen Gericht zu verfolgen.
Während dem Angeklagten und dem Staatsanwalt das 
Urteil sofort nach der Hauptverhandlung zugestellt 
wird, erhalten die Geschädigten die Teilausfertigung

212/ Vgl. OG, Urteil vom 1. Juli 1968 - 2 Ust 9/68 - (NJ 1968 
S. 506).
H3I Vgl. OG, Urteil vom 25. August 1970, a. a. O.
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